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1. Fristen und Termine

Steuerzahlungstermine im Juni:


   Fälligkeit
Ende der Schonfrist bei Zahlung durch


 
Überweisung (Wert-
Scheck/bar 


stellung beim Finanzamt)

Lohn- /Kirchensteuer
11.06.
14.06.
keine Schonfrist

Umsatzsteuer
11.06.
14.06.
keine Schonfrist

Einkommen-/Kirchensteuer
11.06.
14.06
keine Schonfrist

Körperschaftsteuer
11.06.
14.06.
keine Schonfrist

Hinweis:

Zahlungen per Scheck gelten ab dem 1.1.2007 erst am 3. Tag nach dessen Eingang beim Finanzamt als geleistet. Bitte achten Sie daher auf eine rechtzeitige Übergabe oder Einsendung, um Säumniszuschläge zu vermeiden.  

Zahlungstermine für Sozialversicherungsbeiträge im Juni: 


   Fälligkeit


für den Monat Juni 
27.06.

Hinweis: 

Ab 2006 sind die Beiträge zur Sozialversicherung am Ende des Monats zu zahlen, in dem die Arbeit geleistet wird. Der zu zahlende Betrag für den laufenden Monat kann in Höhe des Betrages des Vormonats geschätzt werden.

2. REITs treten in Kraft – Firmenimmobilien können steuergünstig verkauft werden 

Am 30.3.2007 hat der Bundesrat der Zulassung von deutschen REITs – Real Estate Investment Trusts – zugestimmt, wodurch nun auch in Deutschland Immobilien-Aktiengesellschaften mit börsennotierten Anteilen zugelassen sind. Das Gesetz tritt rückwirkend zum 1.1.2007 in Kraft. 

Mit dem Gesetz soll auch hierzulande ein Markt für börsenhandelbare Immobilien geschaffen werden. Wie ihre ausländischen Vorbilder sind auch die deutschen REITs von der Steuer befreit – zumindest auf Unternehmensebene. Dafür ist Bedingung, dass sich die Unternehmenstätigkeit hauptsächlich darauf beschränkt, mindestens 75 % der Erträge aus Immobilien zu erzielen, z.B. Vermietung, Leasing, Verpachtung, und auch 75 % des Vermögens in Immobilien anlegt werden. Der REIT muss mindestens 90 % seiner Erträge an die Aktionäre ausschütten, die diese dann versteuern müssen. Das Eigenkapital der Gesellschaft muss mindestens 60 % betragen. Zum Schutz von Wohnungsmietern sind alle vor dem 1.1.2007 erbauten und im Inland belegenen Mietwohnimmobilien – auch sog. Bestandsimmobilien – aus dem Gesetz ausgeklammert, d.h. sie dürfen nicht Vermögen der REITs werden. Die REIT-AG darf auch keinen Handel mit ihren Immobilien betreiben. 

Interessant ist die Regelung zum sog. Exit-Tax. Dieser besagt, dass Unternehmen, die ihre Immobilien an einen REIT verkaufen, den Verkaufsgewinn bis einschließlich 2009 nur zur Hälfte versteuern müssen. Das ist besonders für Unternehmen attraktiv, die sich bisher davor gescheut haben, Betriebsgrundstücke zu verkaufen, weil sie dadurch erhebliche stille Reserven versteuern müssten. Voraussetzung für den Exit-Tax ist, dass sich die Immobilien am 1.1.2007 mindestens 5 Jahre im Betriebsvermögen befunden haben. Bei der Grundsteuer ist keine Begünstigung vorgesehen. Offene Immobilienfonds können den Exit-Tax nicht anwenden, da hier der Gesetzgeber Missbräuche durch Sale-and-Lease-Back-Konstruktionen befürchtet.   

Quelle: Gesetz zur Schaffung deutscher Immobilien-Aktiengesellschaften mit börsennotierten Anteilen, BR-Drucks. 191/07 vom 23. März 2007, LEXinform Nr. 0172900, www.bundesrat.de

3. Durch Nachkalkulation festgestellte Beträge nicht immer eine verdeckte Gewinnausschüttung

Im zweiten Rechtsgang hatte der BFH über einen sehr interessanten Fall zu entscheiden. Dabei ging es um die steuerliche Würdigung zweier Sachverhalte. Zum einen war streitig, ob die bei der Nachkalkulation festgestellten Fehlbeträge bei einer GmbH, die eine Gaststätte betrieb, dem Gesellschafter als verdeckte Gewinnausschüttung zuzurechnen waren; zum anderen, wann der Gewinn aus der Veräußerung eines Grundstücks, bei dem Besitz, Nutzen und Lasten erst nach Kaufpreiszahlung und Umschreibung im Grundbuch übergingen, steuerlich zu erfassen war. 

Der Steuerpflichtige war im Streitfall Geschäftsführer der die Gaststätte betreibenden GmbH gewesen. Die Betriebsprüfung hatte bei der kalkulatorischen Einnahmeüberprüfung in den entsprechenden Jahren Fehlbeträge von jeweils 60.000 € bis 80.000 € ermittelt. 

Der BFH stellte fest, dass dem Steuerpflichtigen diese Fehlbeträge nicht persönlich als verdeckte Gewinnausschüttung der GmbH zuzurechnen seien. Zwar könne grundsätzlich eine solche vorliegen, aber nur, wenn die Beträge dem Gesellschafter oder ihm nahe stehenden Personen zugeflossen seien. Der BFH hielt es nicht für ausgeschlossen, dass fremde Dritte die Mittel erhalten hätten, z.B. dass sich das Bedienpersonal aus den Bareinnahmen zu Lasten der GmbH bereichert hatte oder die Fehlbeträge zur Entlohnung des Personals verwendet wurden. Da die Beschäftigten im Gaststättenbereich dem Steuerpflichtigen nicht nahe standen und er persönlich aus deren „zusätzlicher“ Entlohnung auch keinen Vorteil gehabt habe, könne er nicht als Empfänger einer verdeckten Gewinnausschüttung angesehen werden. 

Zur zweiten Streitfrage führte der BFH aus, dass der Gewinn aus der Veräußerung eines zum Betriebsvermögen gehörenden Wirtschaftsgutes zu dem Zeitpunkt realisiert werde, an dem das Entgelt an die Stelle der verkauften Sache trete. Dies geschehe, wenn der Kaufvertrag wirtschaftlich erfüllt sei, d.h. der Verkäufer seine Leistung im Wesentlichen erbracht habe und deshalb seinen Anspruch auf die Zahlung nicht mehr mit ungewöhnlichen Risiken belastet erscheine. Von diesem Zeitpunkt an sei das veräußerte Wirtschaftsgut nach den steuerrechtlichen Vorschriften nicht mehr dem Veräußerer, sondern dem Erwerber zuzurechnen. Das Finanzgericht hatte für diesen Zeitpunkt auf den Tag des Übergangs von Besitz, Nutzen und Lasten abgestellt. Dies sei aber nur in den Fällen richtig, in denen das Grundstück vor Umschreibung des Grundstücks übergeben werde. Hier sei aber die Kaufpreiszahlung und die Grundbuchumschreibung bereits erfolgt. Der Käufer habe seine Hauptpflicht aus dem Kaufvertrag mit der Eigentumsübertragung daher erfüllt. Dem Verkäufer verblieb in diesem Fall auch kein wirtschaftliches Eigentum, er durfte das Grundstück nach dem Eigentumserwerb aufgrund der Vereinbarungen im Kaufvertrag lediglich noch für einen überschaubaren Zeitraum als Fremdbesitzer weiter nutzen.

Hinweis:

Der BFH macht mit diesem Urteil noch einmal zwei Dinge deutlich: 

Nicht immer führen festgestellte Fehlbeträge bei einer GmbH auch unmittelbar zu einer verdeckten Gewinnausschüttung beim Gesellschafter.

Der ertragsteuerliche Übergang eines Grundstücks kann bereits vor dem vereinbarten Stichtag des Übergangs von Besitz, Nutzen und Lasten liegen.

Quelle: BFH-Urteil vom 18. Mai 2006, III R 25/05, DStR 2006 S. 1359

4. Gebühren für verbindliche Auskünfte nicht absetzbar 

Seit dem 18.12.2006 sind verbindliche Auskünfte des Finanzamtes gebührenpflichtig. In der Praxis hat die Neuregelung zu zahlreichen Anwendungsfragen geführt, die die Finanzverwaltung in einem weiteren BMF-Schreiben zu klären versucht:

Gebührenpflichtig ist bereits die Bearbeitung eines Auskunftsantrags. D.h., die Gebühren fallen auch dann an, wenn das Finanzamt die Erteilung einer verbindlichen Auskunft ablehnt, es eine andere Rechtauffassung als der Antragsteller vertritt oder der Antrag zurück genommen wird. Dann ist allerdings eine Gebührenermäßigung möglich. Anträge auf verbindliche Zusagen wegen einer Außenprüfung oder sog. Lohnsteueranrufungsauskünfte sind weiterhin gebührenfrei.

Hinweis:

Die meisten Auskünfte beim Finanzamt bleiben gebührenfrei. Kostenpflichtig ist nun lediglich der Sonderfall der „verbindlichen“ Auskunft. Erkundigt sich bspw. ein Steuerpflichtiger telefonisch beim Finanzamt, wie und in welcher Höhe er Kinderbetreuungskosten geltend machen kann, erhält er diese Auskunft auch weiterhin kostenlos. 

Die Gebührenhöhe richtet sich grundsätzlich nach dem Gegenstandswert. Das ist die steuerliche Auswirkung des Sachverhalts, den der Antragsteller schlüssig und nachvollziehbar darlegen muss. Der Gegenstandswert beträgt mindestens 5.000 € und ist auf 30 Mio. € begrenzt. Die Gebühr beträgt somit mindestens 121 € und höchstens 91.456 €. 

Kann ein Gegenstandswert nicht ermittelt werden, bestimmt sich die Gebühr nach dem zeitlichen Aufwand des Finanzamtes, der sog. Zeitgebühr. Pro angefangener halben Stunde Bearbeitungszeit werden 50 € fällig, mindestens 100 €.  

Hinweis:

Die Gebühren gelten als „steuerliche Nebenleistungen“ und sind deshalb weder als Betriebsausgaben noch als Werbungskosten abziehbar. Das stößt in der Praxis auf heftige Kritik, denn obwohl bspw. eine Anfrage im Rahmen einer unternehmerischen Tätigkeit rein betrieblich veranlasst ist, verbleibt die volle Kostenlast beim Steuerpflichtigen. 

Quelle: BMF-Schreiben vom 12. März 2007, IV A 4 S 0224 07/0001, DStR 2007 S. 582

5. Vorsteuerabzug trotz privater Mitbenutzung einer Photovoltaikanlage

Lässt ein Hauseigentümer eine Photovoltaikanlage auf seinem Hausdach installieren und speist den Strom zum Großteil in das Netz des örtlichen Energieversorgers ein, steht ihm für die Anschaffungskosten der Anlage anteilig ein Vorsteuerabzug zu. Das gilt nach einem inzwischen rechtskräftig gewordenen Urteil des Finanzgerichtes Münster selbstverständlich auch dann, wenn der mit der Anlage produzierte Solarstrom zum Teil im privaten Haushalt verbraucht wird und dafür zusätzlich Strom von einem Energieversorger bezogen wird.

Entschieden wurde das in einem Fall, in dem eine Steuerpflichtige auf dem Dach ihres Einfamilienhauses eine Photovoltaikanlage errichten ließ. Den mit der Anlage produzierten Strom speiste sie zu etwa zwei Dritteln in das Netz des örtlichen Energieversorgers ein und bekam hierfür zwischen 750 und 2.300 € im Jahr. Das andere Drittel verbrauchte sie für den eigenen Haushalt. Da dieser Strom aber für den Haushalt nicht ausreichte, bezog sie über einen anderen Energieversorger über einen Extra-Zähler weiteren Strom, der die Menge des produzierten Solarstroms erheblich überstieg. 

In ihrer Umsatzsteuererklärung wollte die Steuerpflichtige ca. 2/3 der auf die Herstellungskosten der Photovoltaikanlage entfallenden Vorsteuerbeträge geltend machen. Das lehnte das Finanzamt ab. Nach dessen Begründung sei der Betrieb einer Photovoltaikanlage nur dann eine unternehmerische Tätigkeit, die zum Vorsteuerabzug berechtige, wenn die Anlage insgesamt mehr Strom produziere als im Haushalt verbraucht werde.

Dieser Auffassung folgte das Finanzgericht Münster nicht. Der Verkauf von Solarstrom stelle auch dann eine unternehmerische Tätigkeit dar, wenn die Steuerpflichtige für ihren privaten Haushalt mehr Strom benötige als durch die Photovoltaikanlage erzeugt werde, so die Begründung der Richter. Für die Beurteilung der Frage, ob die Photovoltaikanlage in ausreichendem Umfang zu unternehmerischen Zwecken verwendet werde, komme es allein darauf an, in welchem Umfang der insgesamt mit der Anlage produzierte Solarstrom verkauft worden sei. Ferner habe der Stromverkauf die erforderliche wirtschaftliche Relevanz, denn die Umsätze aus dem Stromverkauf von jährlich ca. 750 bis 2.300 € seien nicht nur geringfügig. Auch sei die Anlage nach ihrer Konzeption auf einen nachhaltigen Stromverkauf angelegt gewesen. 

Quelle: FG Münster, Urteil vom 5. Dezember 2006, 15 K 2813/03, rkr., LEXinform Nr. 5004136

6. Nachweis einer innergemeinschaftlichen Lieferung bei Abholfällen

Lieferungen an andere Unternehmer innerhalb der EU sind steuerfrei. Voraussetzung dafür ist u.a., dass der Unternehmer oder der Abnehmer den Liefergegenstand in einen anderen Mitgliedstaat der EU befördert oder versendet. Diese Bedingung ist in sog. Abholfällen, also dann wenn der Abnehmer den Liefergegenstand selbst in einen anderen Mitgliedstaat befördert, nicht immer ganz einfach nachzuweisen. Grundsätzlich soll der Nachweis darüber vom leistenden Unternehmer anhand der folgenden vier Voraussetzungen erbracht werden:

1. durch das Doppel der Rechnung,

2. durch einen handelsüblichen Beleg, aus dem sich der Bestimmungsort ergibt (z.B. Lieferschein),

3. durch eine Empfangsbestätigung des Abnehmers oder seines Beauftragten sowie

4. durch eine Versicherung des Abnehmers, den Liefergegenstand in einen anderen Mitgliedstaat zu befördern.

Dass diese Bedingungen aber nicht allzu restriktiv ausgelegt werden dürfen, bestätigt ein aktuelles BFH-Urteil.

Im zu verhandelnden Fall lieferte ein deutsches Recycling-Unternehmen an einen österreichischen Unternehmer Altpapier. Der österreichische Unternehmer holte die Ware mittels eigenem LKW in Deutschland ab und brachte diese unstreitig nach Österreich. Die Lieferungen behandelte der deutsche Unternehmer als umsatzsteuerfrei. Bei einer späteren Außenprüfung wurde bemängelt, dass die Ausfuhr der Ware nach Österreich nicht ordnungsgemäß nachgewiesen sei. Tatsächlich lagen in der Buchführung nur Ausgangsrechnungen sowie die an den Abnehmer in Österreich adressierten Lieferscheine vor. Eine verbindliche Bestätigung des Abnehmers, dass er die Papierladungen nach Österreich verbracht habe, wurde nachgeholt. Aber auch das genügte dem Finanzamt nicht, denn immer noch fehlte der Endbestimmungsort der Ware. Dieser konnte aber nicht erbracht werden, da der Abnehmer als Zwischenhändler ein berechtigtes wirtschaftliches Interesse daran hatte, die Adressen seiner Endabnehmer nicht preiszugeben. Daraufhin forderte das Finanzamt Umsatzsteuer für die Lieferungen nach. Dagegen klagte der Unternehmer.

Finanzgericht und auch der BFH gaben ihm Recht. Eine innergemeinschaftliche Lieferung „soll“ zwar durch alle vier genannten Voraussetzungen nachgewiesen werden. Wenn allerdings nur eine der Voraussetzungen nicht erfüllt wird, führe das nicht zwangsläufig dazu, dass die Steuerbefreiung entfällt. Kann der Endbestimmungsort nicht anders nachgewiesen werden, reicht es auch aus, dass die zutreffende Anschrift des Leistungsempfängers auf den Rechnungen angegeben wird. Die verbindliche Bestätigung des Abnehmers, den Liefergegenstand in das übrige Gemeinschaftsgebiet zu befördern, kann auch nachträglich erfolgen, spätestens bis zum Ende der mündlichen Verhandlung vor dem Finanzgericht, sollte es zu einem Steuerstreit kommen. Der Hinweis in der Rechnung, es handele sich um eine steuerbefreite Ausfuhrlieferung, sei keine zwingende Voraussetzung für die Steuerbefreiung.

Hinweis:

Bei Außenprüfungen stehen die ordnungsgemäßen Angaben in einer Rechnung sowie belegmäßige Nachweise oft im Mittelpunkt. Wenden Sie sich rechtzeitig an uns, wenn Sie Fragen dazu haben. Wir beraten Sie gerne!

Quelle: BFH-Urteil vom 1. Februar 2007, V R 41/04, BFH/NV 2007 S. 1059

7. Änderungen bei der Vorsteuerberichtigung ab dem 1.1.2007 

Durch das Erste Gesetz zum Abbau bürokratischer Hemmnisse sind zum 1.1.2007 einige Änderungen bei der Vorsteuerberichtigung in Kraft getreten. Betroffen sind Gegenstände, die als Bestandteil in einen anderen Gegenstand eingegangen sind, sowie sonstige Leistungen. Die Neuregelungen sind auf alle nach dem 31.12.2006 bezogenen Lieferungen und Leistungen anzuwenden.

Seit dem 1.1.2007 sind mehrere im Rahmen einer Maßnahme in ein Wirtschaftsgut eingegangene Gegenstände und/oder ausgeführte sonstige Leistungen zu einem Berichtigungsobjekt zusammenzufassen. Somit sind sämtliche zeitlich zusammenhängende Leistungen, die ein Wirtschaftsgut betreffen und die dessen Erhalt oder Verbesserung dienen sollen, zu einem einzigen Berichtigungsobjekt zusammenzufassen. Sollte nichts anderes nachgewiesen werden, liegt ein zeitlicher Zusammenhang vor, wenn die verschiedenen Leistungen für ein bewegliches Wirtschaftsgut innerhalb von drei Kalendermonaten bezogen werden. Bei unbeweglichen Wirtschaftsgütern gilt eine Grenze von sechs Monaten. Keine Rolle spielt es dabei, ob die Leistungen von verschiedenen Unternehmern bezogen wurden.

Beispiel 1:

Ein Unternehmer will eine Etage seines Geschäftshauses renovieren lassen und beauftragt dazu einen Maler und einen Klempner. Beide Arbeiten werden im selben Kalendermonat beendet.

Somit handelt es sich bei der Renovierung der Etage um eine Maßnahme. Die Leistungen sind zu einem Berichtigungsobjekt zusammenzufassen.

Beispiel 2:

Ein Unternehmer beauftragt eine Kfz-Werkstatt, seinen betrieblichen Pkw neu zu lackieren und einen neuen Motor einzubauen. Beide Leistungen werden gleichzeitig ausgeführt. 

Dabei handelt es sich eine Maßnahme, die ein Berichtigungsobjekt bildet. 

Eine Besonderheit gibt es bei gemischt genutzten Gebäuden: Können Maßnahmen, die innerhalb von sechs Monaten stattfinden, einem bestimmten Gebäudeteil, der entweder steuerfrei oder steuerpflichtig genutzt wird, zugeordnet werden, bilden die betreffenden Leistungen jeweils ein Berichtigungsobjekt.

Beispiel 3:

Ein Unternehmer will sein Wohn- und Geschäftshaus renovieren lassen. Dafür soll ein Maler die Büroräume renovieren und ein Klempner die steuerfrei vermietete Wohnetage. Beide Leistungen werden im selben Kalendermonat vollendet. Bei den beiden Leistungen handelt es sich um jeweils eine Maßnahme und um jeweils ein Berichtigungsobjekt.

Zusammengefasst werden können aber nur solche sonstigen Leistungen, die auch nach dem Zeitpunkt des Leistungsbezugs eine eigene Werthaltigkeit haben. 

Hinweis:

Durch die Zusammenfassung zu einer einheitlichen Maßnahme wird die Bagatellgrenze von 1.000 €, ab der eine Vorsteuerberichtigung überhaupt durchzuführen ist, viel eher erreicht als durch die bisherige Regelung. Der eigenständige Berichtigungszeitraum beginnt nach Beendigung der Maßnahme ab dem Zeitpunkt, ab dem der Unternehmer das Wirtschaftsgut erstmals zur Ausführung von Umsätzen verwendet.

Im Falle einer Entnahme ist genau zu prüfen, ob nicht Gegenstände in das Wirtschaftsgut eingegangen sind, die der Entnahmebesteuerung unterliegen. Diese sind bei der Vorsteuerberichtigung nicht zu berücksichtigen.

Beispiel 4:

Ein Unternehmer kauft von privat einen Pkw und ordnet diesen seinem Betriebsvermögen zu. Innerhalb von 3 Monaten lässt er eine Klimaanlage für 2.500 € einbauen, die Scheiben verspiegeln (Entgelt: 500 €) und eine Effektlackierung für 4.500 € anbringen. Den Vorsteuerabzug macht er geltend. Als er ein Jahr später den Pkw in sein Privatvermögen entnimmt, hat sich dessen Wert lt. Schwacke-Liste durch die Klimaanlage um 1.500 €, die Scheibenverspiegelung um 100 € und die Effektlackierung um 3.500 € erhöht.

Die Entnahme des Pkw selbst ist nicht umsatzsteuerpflichtig, da er ohne Vorsteuerabzug erworben wurde. Auch eine Vorsteuerberichtigung kommt nicht in Betracht. Mit dem Einbau der Klimaanlage hat diese ihre körperliche und wirtschaftliche Eigenart verloren und führt zu einer Werterhöhung des Pkw, die im Entnahmezeitpunkt noch nicht vollständig verbraucht ist. Die Entnahme der Klimaanlage ist daher in Höhe ihres Entnahmewerts von 1.500 € umsatzsteuerpflichtig.

Scheibenverspiegelung und Effektlackierung führen als sonstige Leistung nicht zu einem Bestandteil. Für sie kommt eventuell eine Vorsteuerberichtigung in Betracht. Es handelt sich bei den beiden Leistungen um eine einheitliche Maßnahme, deren Vorsteuerbeträge insgesamt nur 950 € betragen (Scheibenverspiegelung: 95 €, Effektlackierung: 855 €). Da die Bagatellgrenze von 1.000 € nicht überschritten wird, entfällt eine Vorsteuerberichtigung.

Bei sonstigen Leistungen, die nicht in einen Gegenstand eingegangen sind, wird neu geregelt, dass eine Vorsteuerberichtigung nur dann in Betracht kommt, wenn für diese in der Steuerbilanz Aktivierungspflicht besteht. Dabei spielt es keine Rolle, ob der Unternehmer tatsächlich buchführungspflichtig ist.   

Quelle: BMF-Schreiben vom 12. April 2007, IV A 5 S 7316/07/0002, LEXinform Nr. 5230730

8. Besuch eines Fachkongresses im Ausland als Werbungskosten absetzbar

Auch Angestellte können die Kosten für den Besuch eines Fachkongresses als Werbungskosten abziehen, wenn es einen hinreichender Zusammenhang mit der beruflichen Tätigkeit gibt. Ob dies überhaupt der Fall ist, muss im Einzelfall geprüft werden. So entschied der BFH in einem aktuellen Fall.

Dabei ging es um einen angestellten Facharzt für Anästhesie, der an einem „Internationalen Symposium für Anästhesie, Notfall-, Schmerz- und Intensivbehandlungsprobleme“ in St. Anton am Arlberg teilgenommen hatte. Darüber hinaus besuchte er das „5. Repetitorium Anästesilogicum“ für Fachärzte in Mayrhofen. Der Arzt wollte die Kosten für die Teilnahme als Werbungskosten geltend machen. Das Finanzamt lehnte dies ab.

Der BFH sah den Steuerpflichtigen im Recht. Auf der Grundlage seiner bisherigen Rechtsprechung entschied er, dass Aufwendungen für einen Lehrgang als Werbungskosten abziehbar seien, wenn ein konkreter Zusammenhang mit der Berufstätigkeit bestehe. Ob das zutrifft, ist nach Würdigung aller Umstände des Einzelfalls zu beurteilen. Somit ist im Rahmen einer Gesamtwürdigung ebenfalls zu bestimmen, ob bei einem Fortbildungslehrgang, der - wie im zu verhandelnden Fall - nicht am Wohnort des Steuerpflichtigen stattfindet, neben den reinen Kursgebühren auch die Aufwendungen für die mit dem Lehrgang verbundene Reise als Werbungskosten abziehbar sind. Allein mit der Begründung, dass die Bildungsmaßnahme im Ausland stattgefunden habe, könne die steuerliche Berücksichtigung der Aufwendungen nicht versagt werden.

Ob die Reisekosten in voller Höhe abgesetzt werden können, hänge davon ab, ob die Reise ausschließlich oder nahezu ausschließlich der beruflichen Sphäre zugeordnet werden könne. Das ist dann der Fall, wenn der Reise ein unmittelbarer beruflicher Anlass zu Grunde liege und die Verfolgung privater Reiseinteressen nicht den Schwerpunkt der Reise bilde. Gleiches gelte, wenn die berufliche Veranlassung bei weitem überwiege und die Befriedigung privater Interessen wie z.B. Erholung, Bildung und Erweiterung des allgemeinen Gesichtskreises nicht ins Gewicht falle und nur von untergeordneter Bedeutung sei. 

Im Streitfall war bereits das Finanzgericht zu dem Ergebnis gekommen, dass die Teilnahme des Steuerpflichtigen an den Kongressen nahezu ausschließlich beruflich veranlasst war. Es hatte insbesondere festgestellt, dass er im Hinblick auf seine Tätigkeit als Anästhesist und als Spezialist für Schmerztherapie in besonderer Weise um Fortbildung bemüht war, dass der Teilnehmerkreis der Veranstaltungen homogen war und die Kongresse lehrgangsmäßig straff organisiert waren. Es hatte sich auch davon überzeugt, dass der Arzt an den vorgesehenen Programmen teilgenommen hatte. In diesem Zusammenhang vertritt der BFH die Auffassung, dass es zum Nachweis der tatsächlichen Teilnahme an den Veranstaltungen nicht in jedem Fall eines Anwesenheitstestats bedarf. Der BFH folgte schließlich auch der Würdigung des Finanzgerichts, dass bei der Teilnahme an den Kongressen die Förderung des Berufs derartig überwog, dass der Nutzen für die private Lebensführung ganz in den Hintergrund trat.

Hinweis:

Ob die Kosten für Fortbildungsveranstaltungen, Tagungen oder Kongresse als Betriebsausgaben oder Werbungskosten abgezogen werden können, prüfen die Finanzämter immer sehr genau. Das gilt umso mehr, wenn im Veranstaltungsprogramm auch Punkte vorgesehen sind, die der privaten Lebensführung zugeordnet werden können. Doch selbst wenn diese ins Gewicht fallen, dann ist nach der Auffassung des BFH zumindest eine anteilige Berücksichtigung der Kosten möglich.

Quelle: BFH-Urteil vom 11. Januar 2007, VI R 8/05, DStR 2007 S. 479

9. Studienkosten doch als Werbungskosten absetzbar?

Bereits 2003 entschied der BFH, dass Kosten für ein Erststudium als vorweggenommene Werbungskosten oder Betriebsausgaben in unbegrenzter Höhe absetzbar sind. Voraussetzung dafür ist, dass die Kosten für das Studium mit einer zukünftig zu erwartenden nichtselbständigen oder selbständigen Berufstätigkeit im Zusammenhang stehen. So können bspw. die Kosten für ein Medizinstudium als Betriebsausgaben abgezogen werden, wenn sich der Student später mit einer eigenen Praxis selbständig macht. 

Dem positiven BFH-Urteil hat der Gesetzgeber allerdings einen Riegel vorgeschoben: die Kosten stellen seit 2004 nur noch Sonderausgaben dar, die maximal bis zu 4.000 € im Jahr abgezogen werden können. Ein Vortrag der Ausgaben in künftige Jahre ist damit nicht mehr möglich. Das ist besonders für Studenten ohne Nebeneinkünfte nachteilig, da dann eine steuermindernde Verrechnung mit anderen Einkünften ausscheidet. 

Doch ein derzeit beim BFH anhängiges Verfahren macht Hoffnung, dass Studiengebühren und Fahrtkosten mit zukünftigen Einnahmen aus dem späteren Berufsleben verrechnet werden können. Auch unter Fachleuten ist es höchst umstritten, dass die Kosten für das Erststudium nicht zu den vorweggenommenen Werbungskosten zählen. 

Hinweis:

Studenten, die ihre Chancen bei einem positiven BFH-Urteil wahren wollen, sollten eine Aufstellung über die Kosten des Studiums beim Finanzamt einreichen und diese als vorweggenommene Werbungskosten oder Betriebsausgaben erklären. Gleiches gilt für alle anderen Steuerpflichtigen, die im Jahr 2004 oder später noch studiert haben, aber keine Steuererklärung abgegeben hatten, weil sie wegen der gesetzlichen Neuregelung davon ausgegangen sind, die Kosten könnten später steuerlich nicht geltend gemacht werden. 

Lehnt das Finanzamt die Anerkennung ab, muss Einspruch eingelegt werden und unter Hinweis auf das Verfahren beim BFH (Az.: VI R 79/06) das Ruhen des Verfahrens bis zur entgültigen Entscheidung beantragt werden. Wir helfen Ihnen dabei gerne!

Quelle: FG Baden-Württemberg, Urteil vom 7. November 2006, 1 K 115/06, Revision eingelegt (Az. des BFH: VI R 79/06), EFG 2006 S. 116

10. Doppelte Haushaltsführung bei nichtehelicher Lebensgemeinschaft
Kosten einer doppelten Haushaltsführung können als Werbungskosten oder Betriebsausgaben abgezogen werden. Den Steuerpflichtigen winkt dann oft eine beachtliche Steuerersparnis. Absetzbar sind u.a. die Kosten für die Wohnung am Beschäftigungsort, Verpflegungsmehraufwendungen für die ersten drei Monate der doppelten Haushaltsführung sowie Fahrtkosten für eine wöchentliche Familienheimfahrt. 

Oft müssen sich die Finanzgerichte mit der Frage befassen, ob überhaupt eine doppelte Haushaltsführung vorliegt. Grundvoraussetzung ist, dass diese beruflich veranlasst ist. Spielen private Gründe bei der Begründung eine Rolle, scheidet eine steuerliche Anerkennung aus. Wenn ein Arbeitnehmer außerhalb des Ortes, an dem er einen eigenen Hausstand hat, beschäftigt ist und an diesem Beschäftigungsort auch wohnt, sind grundsätzlich die Voraussetzungen für eine doppelte Haushaltsführung erfüllt. Zum Schutz von Ehe und Familie wird eine berufliche Veranlassung auch dann anerkannt, wenn beide Ehegatten im Zeitpunkt der Eheschließung an verschiedenen Orten beruflich tätig sind und jeweils auch dort wohnen, und anlässlich ihrer Heirat eine der beiden Wohnungen zu ihrem Familienhausstand machen oder sich dafür eine dritte Wohnung nehmen. Ob diese Grundsätze auch ohne weiteres bei einer nichtehelichen Lebensgemeinschaft angewandt werden können, damit musste sich der BFH befassen.

Dabei ging es um einen ledigen Steuerpflichtigen, der in X als Angestellter tätig war und auch dort wohnte. Seine Lebensgefährtin war ebenfalls nichtselbstständig tätig und wohnte in einer anderen Stadt, wo sie auch nach der Geburt des gemeinsamen Kindes zunächst blieb. Einige Zeit später bezog sie zusammen mit dem Kind eine Wohnung in Z, wo sie der Steuerpflichtige an den Wochenenden regelmäßig besuchte. Als fast zwei Jahre später die Mutter des Kindes wieder berufstätig wurde, verlegte der Steuerpflichtige seinen Hauptwohnsitz von X nach Z in die Wohnung seiner Lebensgefährtin. Seine Wohnung in X behielt er als Zweitwohnung bei. Die Kosten für die Zweitwohnung wollte er ab diesem Zeitpunkt als Werbungskosten abziehen, da es sich nach seiner Ansicht um eine doppelte Haushaltsführung handelte. Beim Finanzamt hatte er damit aber keinen Erfolg. 

Der BFH entschied schließlich, dass die Rechtsprechung für Ehegatten, die anlässlich ihrer Heirat eine der beiden Wohnungen zu ihrer Hauptwohnung machen und trotz der privaten Veranlassung eine doppelte Haushaltsführung unterhalten, nicht ohne weiteres auf nicht eheliche Lebensgemeinschaften übertragen werden kann. Allerdings erkannte es der BFH an, dass die Gründung eines doppelten Haushalts unter Partnern einer nichtehelichen Lebensgemeinschaft beruflich veranlasst sein könne, wenn die Partner vor der Geburt eines gemeinsamen Kindes an verschiedenen Orten berufstätig sind, dort wohnen und im zeitlichen Zusammenhang mit der Geburt des Kindes eine der beiden Wohnungen zur Familienwohnung machen. Im zu verhandelnden Fall waren diese Voraussetzungen jedoch nicht gegeben: der Steuerpflichtige hatte erst zwei Jahre nach der Geburt des gemeinsamen Kindes seinen Wohnsitz in die Wohnung seiner Partnerin verlegt. In einem solchen Fall hält der BFH die Begründung des Familienhausstandes außerhalb des Beschäftigungsortes für privat veranlasst.

Hinweis:

Trotz der drastischen Kürzung der Entfernungspauschale ab 2007 können die Kosten für eine wöchentliche Familienheimfahrt bereits ab dem ersten Kilometer wie bisher mit 30 Cent steuerlich geltend gemacht werden.

Auch Doppelverdiener-Ehepaare können eine doppelte Haushaltsführung geltend machen, wenn sie sowohl am Beschäftigungs- als auch am Heimatort eine gemeinsame Wohnung unterhalten. Voraussetzung dafür ist, dass die Wohnung am Heimatort weiterhin Lebensmittelpunkt ist und nicht nur zu Besuchszwecken aufgesucht wird. Ob dies der Fall ist, beurteilt das Finanzgericht Düsseldorf nach der Größe und Ausstattung der beiden Wohnungen. Im zu verhandelnden Fall wurde eine doppelte Haushaltsführung versagt, weil die Wohnung am Beschäftigungsort mit 84 m² wesentlich größer war als diejenige am Heimatort.

Quelle: BFH-Urteil vom 15. März 2007, VI R 31/05, LEXinform Nr. 5004463; BFH-Pressemitteilung vom 25. April 2007, Nr. 45/07, LEXinform Nr. 0173333; FG Düsseldorf, Urteil vom 24. November 2006, 18 K 3223/05 E, www.justiz.nrw.de

11. Notarkosten für Testament keine Werbungskosten

Notarkosten für die Errichtung des Testaments betreffen grundsätzlich die Privatsphäre des Steuerpflichtigen und können daher nicht als Werbungskosten abgezogen werden. Das geht aus einem aktuellen Beschluss des Finanzgerichtes des Saarlandes hervor.

Den Werbungskostenabzug begehrte eine Steuerpflichtige, die u.a. über erhebliches Sparvermögen verfügte. Die Notarkosten für die Errichtung ihres Testaments wollte sie als Werbungskosten bei ihren Einkünften aus Kapitalvermögen abziehen. Das Finanzamt ließ den Abzug nicht zu und wies darauf hin, dass es sich bei den streitigen Aufwendungen um Kosten der Lebensführung handeln würde.

Ähnlich sah es auch das Finanzgericht: einen wirtschaftlichen Zusammenhang zu einer Einkunftsart gebe es bei Verfügungen von Todes wegen nicht. Die Aufwendungen seien Privatsache des Steuerpflichtigen, was selbst dann der Fall sei, wenn das Vermögen des Erblassers der Einkunftserzielung diene. Schließlich könne die Steuerpflichtige auch ohne Testament entsprechende Einkünfte erzielen. 

Quelle: FG des Saarlandes, Beschluss vom 13. Februar 2007, 1 V 1336/06, LEXinform Nr. 5004274

Arbeitgeberpool bei hauswirtschaftlicher Beschäftigung schädlich

Steuerpflichtige, die Arbeitgeber eines hauswirtschaftlichen Beschäftigungsverhältnisses sind, können sich über eine Steuerermäßigung von bis zu 2.400 € freuen, wenn es sich um kein geringfügiges Beschäftigungsverhältnis handelt. Wird die Beschäftigung im Rahmen eines Mini-Jobs ausgeübt, beträgt die Steuerermäßigung bis zu 510 €. Wichtig ist, dass das Beschäftigungsverhältnis direkt mit dem Steuerpflichtigen und der Haushaltshilfe geschlossen wird. An diese Bedingung knüpft zumindest das Finanzgericht des Landes Sachsen-Anhalt die Gewährung der steuerlichen Begünstigung. 

Die Richter des Finanzgerichtes mussten sich mit einem Fall befassen, in dem sich insgesamt neun Steuerpflichtige als Arbeitgeber zusammenschlossen, um gemeinsam eine Haushaltshilfe zu beschäftigen. Der Arbeitsvertrag wurde zwischen den Steuerpflichtigen und der Haushaltshilfe geschlossen. Darin garantierten die Mitglieder des Pools der Haushaltshilfe u.a. eine durchschnittliche Arbeitszeit von 35 Stunden. Das Kündigungsrecht konnten sie nur gemeinsam ausüben und weiterhin verpflichteten sie sich im Krankheitsfall zur Lohnfortzahlung. Als dann die einzelnen Steuerpflichtigen in ihrer  Steuererklärung eine Steuerermäßigung in Höhe ihrer anteiligen Aufwendungen begehrten, lehnte dies das Finanzamt ab. Dagegen richtete sich die erhobene Klage, denn die Steuerpflichtigen waren der Meinung, dass sie persönlich Arbeitgeber und damit Auftraggeber der Haushaltshilfe seien. Schließlich habe man sich bei der Gestaltung des Vertragsverhältnisses am Ratgeber „Arbeitsplatz Haushalt“ vom Bundesministerium für Arbeit orientiert, der schließlich für die Bildung eines Arbeitgeber-Pools auch unter dem Vorteil der Steuerbegünstigung werbe. 

Das Finanzgericht kam aber zum gleichen Ergebnis wie das Finanzamt: da die einzelnen Steuerpflichtigen nicht als Arbeitgeber aufgetreten sind sondern der Arbeitgeberpool als Gesellschaft bürgerlichen Rechts, müsse die Steuerermäßigung versagt werden. Steuerlich gefördert werde nur das direkte Beschäftigungsverhältnis zwischen Haushaltshilfe und Steuerpflichtigem. Gemeinschaftsbeschäftigungen oder Beschäftigungen mit Personengesellschaften fielen in der Regel nicht darunter. Da nutzte auch der Hinweis der Steuerpflichtigen auf den Ratgeber des Arbeitsministeriums nichts, denn Ratgeber können gesetzliche Regelungen nicht verändern und schaffen auch keinen rechtsverbindlichen Vertrauensschutz, so die Bemerkung der Richter.   

Hinweis:

Gegen das Urteil wurde inzwischen Revision eingelegt. Ob das Urteil auch vom BFH bestätigt wird, kann dahin gestellt sein, denn schließlich erkennt selbst die Finanzverwaltung ein haushaltsnahes Beschäftigungsverhältnis an, wenn z.B. ein Hausmeister für eine Wohnungseigentümergemeinschaft tätig wird – also auch in Fällen, in denen kein direktes Arbeitsverhältnis zwischen Steuerpflichtigem und Beschäftigten besteht. Betroffene sollten Ihre Steuerbescheide durch Einspruch offen halten!

Quelle: FG des Landes Sachsen-Anhalt, Urteil vom 16. November 2006, 1 K 1407/04, Revision eingelegt (Az. des BFH: VI R 1/07), LEXinform Nr. 5004222

12. Kindergeld: Anwendung der Entfernungspauschale ab 2007

Seit dem 1.1.2007 sind Wege zwischen Wohnung und Arbeitsstätte keine Werbungskosten mehr. Erst ab dem 21. Kilometer können die Aufwendungen dafür wie Werbungskosten mit 30 Cent je Entfernungskilometer steuerlich abgesetzt werden. Diese Regelung wurde durch das Steueränderungsgesetz 2007 eingeführt und steht derzeit auf dem verfassungsrechtlichen Prüfstand. Das Niedersächsische Finanzgericht sowie das Finanzgericht des Saarlandes haben deshalb die Frage dem Bundesverfassungsgericht zur Entscheidung vorgelegt (Aktenzeichen: 2 BvL 1/07).  

Betroffen von der Neuregelung sind auch Kindergeldempfänger erwachsener Kinder, wenn die Einkünfte und Bezüge des Kindes durch den verkürzten Werbungskostenabzug die Einkünfte- und Bezügegrenze von 7.680 € übersteigen. 

Das Bundeszentralamt für Steuern erläutert in einem aktuellen Newsletter, 
wie die Familienkassen mit Einsprüchen gegen die Anwendung der Entfernungspauschale ab 2007 verfahren sollen:

Bei Kindergeldanträgen bzw. Erklärungen der Einkünfte und Bezüge, in denen ein Anspruch auf Kindergeld von der Höhe der Entfernungspauschale ab 2007 abhängt, ist ein Kindergeldanspruch abzulehnen. Für den Steuerpflichtigen bedeutet das, dass er in diesen Fällen zunächst keinen Anspruch auf Kindergeld hat. Wer sich dagegen unter Hinweis auf das beim Bundesverfassungsgericht anhängige Verfahren richtet, dessen Einspruch ruht bis zur endgültigen Entscheidung.

Hinweis:

Betroffene sollten in jedem Fall gegen einen ablehnenden Kindergeldbescheid Einspruch einlegen, damit dieser nicht bestandskräftig wird und man von einem späteren positiven Urteil nicht mehr profitieren kann. Wir helfen Ihnen dabei gerne!

Quelle: Bundeszentralamt für Steuern, Newsletter April 2007, www.bzst.bund.de
13. Hohe Kfz-Steuernachzahlungen bei Wohnmobilen 

Den Haltern von Wohnmobilen droht im Jahr 2007 unangenehme Post vom Finanzamt. Der Grund dafür ist, dass im Kraftfahrzeugsteuergesetz eine eigene Fahrzeugkategorie für Wohnmobile eingefügt wurde. Nun werden alle 
Wohnmobile entsprechend ihrem Gesamtgewicht und ihrem Schadstoffausstoß besteuert. 

Das Problem dabei ist, dass diese neue Steuer bereits rückwirkend ab dem 1.1.2006 gilt. Anstoß hierzu war die ungleiche Behandlung von herkömmlichen Pkws und den bis dato als Lkw oder sonstiges Fahrzeug eingestuften Wohnmobilen, die zu einer günstigeren Kfz-Steuer führte. 

Hinweis:

Die gesetzlichen Änderungen werden bei Neuanmeldungen und Ummeldungen für Wohnmobile ab April 2007 rückwirkend zum 1.1.2006 berücksichtigt. Betroffen sind auch Halter, die ihre Fahrzeuge bereits abgemeldet haben, aber in 2006 noch von den Neuregelungen betroffen waren.

Wir beraten Sie gerne über eine mögliche Stundung der geforderten Beträge! 
Quelle: OFD Koblenz, Pressemitteilung vom 30. März 2007, www.fin-rlp.de

14. Zurückweisung von Einsprüchen gegen Grundsteuer 

Ob die Festsetzung und Erhebung von Grundsteuer auf selbstgenutztes Wohneigentum verfassungsgemäß sei oder nicht, damit haben sich in jüngster Zeit einige Gerichte beschäftigen müssen. Die Klage richtete sich dagegen, ob die Grundsteuer auf selbst genutzte Wohnimmobilien nicht eine verfassungswidrige Substanzsteuer darstellt, denn der eigentliche Hintergrund der Grundsteuer ist die Besteuerung eines zu erwartenden, theoretisch erzielbaren Ertrags. Allerdings stehen selbst genutzte Wohngrundstücke nicht zur Erzielung von Einkünften zur Verfügung.  

Zahlreiche Wohneigentümer und Eigenheimbesitzer legten daraufhin Einspruch gegen ihre Grundsteuerbescheide ein, um von einem möglichen positiven Urteil profitieren zu können.

Schließlich entschied das Bundesverfassungsgericht, dass die Grundsteuer verfassungsgemäß sei. Einige andere Gerichte, so z.B. der BFH, schlossen sich der Ansicht des Verfassungsgerichtes an. 

Die Finanzverwaltung hat auf die ablehnenden Urteile reagiert und weist die eingelegten Einsprüche nun durch Allgemeinverfügung zurück. Das heißt für die betroffenen Steuerpflichtigen, dass sie nicht wie sonst im Einspruchsverfahren üblich, eine Einspruchsentscheidung oder eine Aufforderung zur Einspruchsrücknahme per Post erhalten. Allein durch die Veröffentlichung dieser Verfügung im Bundessteuerblatt werden alle am 30.3.2007 anhängigen Einsprüche bzw. Anträge auf Aufhebung oder Änderung der Grundsteuerfestsetzung zurückgewiesen.

Hinweis:

Wer damit nicht einverstanden ist, kann bei seinem für ihn zuständigen Finanzgericht Klage erheben. Die Frist beträgt anders als im normalen Einspruchsverfahren statt einem Monat ein ganzes Jahr und beginnt einen Tag nachdem die Verfügung im Bundessteuerblatt veröffentlicht wurde, also am 24.4.2007.  

Quelle: Oberste Finanzbehörden der Länder, Allgemeinverfügung vom 30. März 2007, 3 S 0622 / 67, BStBl. 2007 I S. 274










































































































